ne ans ne 
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Deutſchlands Rebensmittelverjorgung im Kriege. 


Das dritte Kriegsjahr hat die Abſperrungspolitik des uns feind⸗ 
lich gegenüberſtehenden Mächtebundes auch in der Lebensmittel⸗ 
verſorgung annähernd zur vollen Wirkung gebracht. Die Folge 
iſt, daß die in Friedenszeiten übliche Einfuhr von Lebensmitteln 
nunmehr bis zu einem ganz geringen Teil, der noch im Aus⸗ 


4 tauſch gegen deutſche Eiſen- und Kohlenausfuhr hereingebracht 
werden kann, in Wegfall gekommen iſt. 


Dieſe Einfuhr machte in Friedenszeiten in den letzten Jahren 
vor dem Kriege annähernd einen Wert von 1 Milliarden Mark 
aus. Alſo ein immerhin recht bedeutſamer Betrag, wenn auch 
die Mehrzahl der in Deutſchland verzehrten Lebensmittel aus 
dem Inland ſtammten. 

Der Wegfall ſo großer Zufuhren hat ſich naturgemäß auf die 
Dauer in unſerem Nahrungsbeſtande bemerkbar gemacht. Wir 
haben infolgedeſſen von Anfang an, d. h. vom Auguſt 1916 an, 
im dritten Kriegsjahr mit einer nicht unweſentlich geringeren 
Geſamtmenge von Lebensmitteln zu rechnen gehabt. Von be⸗ 
ſonders einſchneidender Bedeutung iſt der Einfuhrausfall be⸗ 
ſonders bei zwei Lebensmittelgruppen geworden, bei Hülſen⸗ 
ſrüchten und Fettſtoffen. Bei erſteren war die weit überwiegende 
Wenge der in den großen deutſchen Verbrauchsbezirken ver⸗ 
zehrten Mengen ausländiſcher Herkunft und zwar zu etwa 60 
Prozent aus Rußland, die übrigen aus Rumänien; auch die 
aus Britiſch⸗Indien ſtammenden Herkünfte waren nicht un⸗ 
weſentlich. Die Hülſenfrüchte aller Arten ſpielten in der Er- 
nährung der weniger bemittelten Volksſchichten eine ſehr große 
Rolle, vor allem in den Winter- und Frühjahrsmonaten, in 
denen der Genuß von Friſchgemüſe fehlte. 

An Fetteinfuhren waren von weſentlicher Bedeutung das ameri⸗ 
kaniſche Schweineſchmalz, die ſibiriſche Butter und die folo- 
nialen Rohſtoffe der Margarinebereitung und der Pflanzen- 
butter. Der Ausfall dieſer Auslandszuſchüſſe hat die jetzt in 
Deutſchland verfügbaren Mengen an Fettſtoffen weſentlich ver⸗ 
tingert. Dazu kommt, daß 3. B. ein großer Teil der in Deutſch⸗ 
land ſonſt verzehrten Käſeſorten, ferner etwa die Hälfte des 
Eierverbrauchs und rund ¼ des Fiſchverzehrs ausländiſcher 
Herkunft waren. a 
Es waren demnach vor allem ſolche Nahrungsmittel, die einen 
beſonders krafterzeugenden Nährgehalt beſaßen, bei denen nun 
durch die Einfuhrausfälle unſere Nahrungsmenge nicht un⸗ 
weſentlich beeinträchtigt wurde. 


Damit nicht genug. Auch die inländiſche Nahrungserzeugung. 


beruhte in dem in Friedenszeiten geübten Umfang zu einem 
Teil auf der Zufuhr ausländiſcher Futtermittel. In hohem Grade 
war das der Fall bei der Schweinehaltung, wo ruſſiſche Gerſte 
und der Wais eine ausſchlaggebende Rolle ſpielten, und bei 


den Wilchkühen, deren hoher Ertrag nach Wilchmengen und 
Fettgehalt in ſehr großen Bezirken Deutſchlands auf der Ver⸗ 
wendung von Kraftfutterſtoffen ausländiſcher Herkunft beruhte. 
Zu den Ausfällen aus ausländiſcher Herkunft kommt alſo die 
Verringerung des inländiſchen Ertrages bei einem Teile hoch⸗ 
wertiger und wichtiger Lebensmittel. Die Folgen, die ſich aus 
all dem ergeben, laſſen ſich etwa in folgenden Punkten zu⸗ 
ſammenfaſſen: 

1. Wir haben, ſeit die engliſche Abſperrungstechnik zur vollen 
Wirkung gekommen iſt, mit einer nicht unweſentlich geringeren 
Geſamtmenge an Lebensmitteln zu rechnen als wir ſie im 
Frieden und ſelbſt noch im erſten und zweiten Kriegsjahre zur 
Verfügung hatten. Die nunmehr für die Ernährung der ge⸗ 
ſamten deutſchen Heeres- und Zivilbevölkerung vorhandene Ge— 
ſamtmenge reicht nur bei kluger Einſchränkung aller auf das 
unbedingt Notwendigſte und bei genauer Einteilung der vor— 
handenen Wengen auf die Bevölkerung aus. 

2. Die durch den Ausfall großer Mengen bei wichtigen Kraft⸗ 
lebensmitteln allmählich in der Ernährung weiter Volkskreiſe 
entſtandenen Lücken mußten durch anderweitige Zuteilungen 
aus den noch im Inland vorhandenen Mengen auszugleichen 
geſucht werden. So haben Kartoffel, Gemüſe und Obſt eine 
ganz außerordentlich große Bedeutung in der Ernährungswirt⸗ 
ſchaft des deutſchen Volkes gewonnen. Ebenſo hat die Her— 
ſtellung von Mühlenprodukten (Teigwaren, Graupen, Grütze) 
noch niemals ſolche Wichtigkeit beſeſſen, als jetzt zur Ergänzung 
3. B. der mangelnden Hülſenfrüchte. 

3. Wir müſſen nunmehr mit den in Deutſchland ſelbſt entfal⸗ 
lenden Nahrungsmitteln das ganze Jahr über auskommen, wäh⸗ 
rend vordem ſchon im Winter (Hülfenfrüchte, Fettſtoffe, Eier) 
und noch mehr im Frühjahr und Sommer (Getreide, Kartoffel 
und Gemüſe) bedeutende Zuflüſſe aus dem Ausland herange- 
zogen wurden. Der Aufſtapelung von Lebensmitteln und ihrer 
Konſervierung für ſpätere Monate kommt darum jetzt eine ganz 
andere Bedeutung und ein Umfang zu, wie niemals vorher in 
Deutſchland. 

4. Von der Auslandsware haben in erſter Linie die großen, an 
den beiden deutſchen Verkehrsſtrömen, Rhein und Elbe, auf⸗ 
gereihten Hauptverbrauchsſtädte und Induſtriegebiete gelebt. 
Dieſe ſind nun gleichfalls mit ihrem geſamten Lebensmittel⸗ 
bedarf auf das Inland angewieſen. Es muß darum zu ihrer 
Verſorgung auf viel umfaſſendere und zum großen Teil weit 
entfernte Anlieferungsgebiete der deutſchen Landwirtſchaft zu⸗ 
rückgegriffen werden. Ein großer Teil der Lebensmittel muß 
darum jetzt ganz andere und viel weitere Inlandswege durch— 
laufen als früher. 

Kurzum: In der ganzen Lebensmittelwirtſchaft Deutſchlands 
haben ſich im Krieg und vor allem feit dem Sommer vergan⸗ 
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genen Jahres ganz außerordentlich umfangreiche Verſchiebungen 
vollzogen ſowohl hinſichtlich der Mengen im allgemeinen, die 
der Bevölkerung zur Verfügung ſtehen, als auch im Verbrauch 
der einzelnen Warengruppen, und endlich auch in den Bezugs⸗ 
gebieten, aus denen ſie ſtammen. 
Dieſe Umſchichtungen tiefgreifendſter Natur machten eine be⸗ 
hördliche Beeinfluſſung, und ſchließlich eine behördliche Lei⸗ 
tung der Verſorgungsvorgänge zu einer unabweisbaren Not⸗ 
wendigkeit. Sonſt beſtand Gefahr: 
a) Daß von den Teilen der Bevölkerung, die auch bei hoch— 
geſtiegenen Preiſen über Zeit und Geld genug verfügten, um 
nach wie vor die gewohnten Mengen von Lebensmitteln aufzu⸗ 
kaufen oder für ſich aufkaufen zu laſſen, ein großer Teil der 
verfügbaren Mengen vorweggenommen wurde und dann ſehr 
große Bevölkerungsſchichten auch nicht mehr das Allernötigſte 
bekommen konnten. 
b) Daß die im Inland vorhandenen Lebensmittel bereits in der 
nächſten Zeit nach dem Anfall (fo z. B. bei Getreide und Kar⸗ 
toffeln im Herbſt und Winter) aufgezehrt wurden und für die 
Frühjahrs⸗ und Sommermonate nichts mehr übrigblieb. 
Beides hätte ohne Zweifel längſt zum Zuſammenbruch Deutſch⸗ 
gef und zum Gelingen des engliſchen Aushungerungsplans 
eführt. 

un iſt unzweifelhaft und offenkundig, daß die Aufrichtung 
einer geregelten Lebensmittelwirtſchaft unter den im Kriege ge⸗ 
gebenen Verhältniſſen außerordentlichen Schwierigkeiten be⸗ 
gegnet und zu den dornenvollſten Aufgaben der Kriegsarbeit 
gehört. Um 0 mehr als Vorbereitungen und Erfahrungen von 
Friedenszeiten her nicht vorlagen. Auch bedingen die Unſicher⸗ 
heit des Ernteergebniſſes und die Unüberſichtlichkeit der im 
Laufe des Jahres anfallenden Nahrungsmengen (3. B. bei 
Wilch, Fetten, Eiern, Gemüſeſorten), endlich auch die zeit⸗ 
weiſen Stockungen im Verkehrsleben, ſtändige Schwankungen, 
ſowohl für die Aufſtellung von Verſorgungsplänen und noch 
mehr bei ihrer Durchführung. Auch Mängel und Fehler laſſen 
ſich dabei nicht immer vermeiden. 
Unberechtigt und ungerecht wäre es aber, über den Tagesſorgen 
den Wert der Leiſtung völlig zu überſehen, der darin gegeben 
iſt, daß in einer ganzen Reihe wichtiger Lebensmittel die Ver⸗ 
ſorgung mit ziemlich großer Regelmäßigkeit vor ſich gehen kann 
und daß es der Verſorgungsleitung allen in der Sache liegenden 
Hinderniſſen zum Trotz doch immer wieder gelang, dem deut⸗ 
ſchen Volk auch über die gefährlichen Jahresabſchnitte der Froſt⸗ 
zeit wie die Uebergangsmonate vor der neuen Ernte hinweg⸗ 
zuhelfen. Auch in dieſem Frühjahr wird es, wenngleich die 
Schwierigkeiten gewachſen ſind, zweifellos den Anſtrengungen 
aller beteiligten Aemter und Kreiſe gelingen, über die Gefahren 
der Uebergangszeit von alter zu neuer Ernte hinwegzukommen. 

Dr. Wohlmanſtetter-Berlin. 


Uebergangswirtichaft. 


Schon ſeit längerer Zeit beſchäftigt man ſich in Induſtrie und 
Handel mit den Fragen der „Uebergangswirtſchaft“, d. h. mit 
den Erſcheinungen und Maßnahmen auf wirtſchaftlichem Gebiet, 
die dem Friedensſchluß vorausſichtlich folgen werden. Zu ihrer 
Bearbeitung von Veichs wegen hat man auch ſchon im Auguſt 
vorigen Jahres eine beſondere Behörde, eben die des Neichs— 
kommiſſars für Uebergangswirtſchaft, eingerichtet. 
Manch einem, der den Dingen ferner ſteht, wird ſich da bisweilen 
die Frage aufgedrängt haben, ob es denn nötig war, ſich mit 
Dingen der Uebergangswirtſchaft zu einer Zeit zu beſchäf⸗ 
tigen, wo an ein Ende des Krieges und damit an den Schluß 
der eigentlichen Kriegswirtſchaft noch gar nicht gedacht werden 
konnte. Ihm ſei von vornherein geſagt, daß die Vorbereitung 
der Uebergangswirtſchaft nicht etwa in Angriff genommen wurde, 
weil der Friedensſchluß ſchon für die nächſte Zeit erwartet 
wurde, ſondern weil die Länge des Krieges auf wirtſchaftlichem 
Gebiet Erſcheinungen hervorgerufen hatte, die eine rechtzeitige 
eingehende Beſchäftigung mit ihnen erforderlich machten. 
Es iſt ja ganz klar, daß ſich auch während der Dauer des Krieges 
in unſerem Wirtſchaftsleben vieles geändert hat: In der erſten 
Kriegszeit hatten wir noch bedeutende Vorräte an manchen 
Rohſtoffen, die inzwiſchen knapp geworden find, weil fie im In⸗ 


lande nicht erzeugt werden können. Man denke nur an Wolle, 


an Baumwolle und andere Materialien, die für die Bekleidung 


der Zivilbevölkerung und der Soldaten in Frage kommen. Nach 5 


einer kurzen Kriegsdauer hätte man beim Friedensſchluß noch 
genügende Mengen davon im Lande gehabt, um vornehmlich den 
heimkehrenden Soldaten die reichliche Anſchaffung neuer Klei⸗ 
dungsſtücke im freien Verkehr ermöglichen zu können. Das hat 
ſich natürlich mit der zunehmenden Länge der Kriegszeit ge⸗ 
ändert. Schon ſeit geraumer Zeit hat man für die Anſchaffung 
von Kleidern, Wäſche u. a. „Bezugsſcheine“ eingeführt, die jeden 
übermäßigen Verbrauch verhindern und die vorhandenen Vor⸗ 


räte möglichſt gleichmäßig verteilen ſollen. — Und wie mit 


Textilwaren liegt es natürlich auch mit vielen anderen Dingen: 
unſere Vorräte ſind knapp geworden, und wir werden nach 
dem Friedensſchluß neue Mengen aus dem Auslande ein⸗ 
führen müſſen. 
Nun wiſſen wir aber, daß wir nach dem Kriege im allgemeinen 
möglichſt wenig aus dem Auslande kaufen und möglichſt viel 
erarbeiten und ſparen müſſen, um die Schäden des Krieges 
tunlichſt bald wieder auszugleichen. Wir müſſen uns alſo bei⸗ 
zeiten genau überlegen, welche Waren fo nötig gebraucht wer⸗ 
den, daß wir ſie nach Friedensſchluß in großen Mengen wieder 
einführen müſſen, und welche anderen leichter entbehrt werden 
können, ſodaß man ihre Einfuhr noch eine Weile zurückſtellen 
kann. Das iſt auch deshalb wichtig, weil wir auch mit unſerem 
Schiffsraum ſehr ſparſam werden umgehen müſſen: die Schiffe 
dürfen keinesfalls eher Luxuswaren aufnehmen, ehe nicht der 
für die Einfuhr von nötigen Dingen erforderliche Schiffsraum 
geſichert iſt. 5 
Die vornehmſte Aufgabe der Uebergangswirtſchaft, die man bei⸗ 
zeiten vorbereiten mußte, beſteht alſo darin, mit Geld, mit 
Schiffen und mit den vorhandenen und erreichbaren Waren 
nach Möglichkeit hauszuhalten: Die Heimat ſorgt damit ſchon 
heute vor, daß die heimkehrenden Krieger ſo bald wie möglich 
und ſo vollzählig wie möglich die zur Nahrung, zur Kleidung 
und zur induſtriellen Produktion erforderlichen Rohſtoffe und 
Waren wieder vorfinden können. 

Dr. Singer⸗ Berlin. 


Schleichpfade der Feinde. 


Alle Völker der Welt können England nicht zum Siege ver⸗ 
helfen; nur wenn das deutſche Volk uneins würde, dann könnte 
England hoffen, doch noch ſeine Pläne durchzuführen. Darum 
ſein Streben, den Krieg immer weiter auszudehnen, darum aber 
auch ſeine ſtille Minierarbeit im deutſchen Volke ſelbſt. England 
iſt ſchlau. Es weiß, wenn es durch ein paar gut bezahlte Spione 
in den Eiſenbahnen die und jene Schlagwörter verbreiten läßt, 
dann finden dieſe raſch ihren Weg durchs Volk, indem viele 
Leute ſie einfach nachreden. Der 

Auch bei der diesmaligen Kriegsanleihe konnte man das Um⸗ 
gehen ſolcher Schlagwörter feſtſtellen. Am abgegriffenſten und 
zugleich am lebensfähigſten hat ſich dabei das Schlagwort er⸗ 
wieſen, wer Kriegsanleihe zeichne, verlängere den Krieg. Das 
Manöver iſt eigentlich zu plump, als daß man zur Widerlegung 
lange Worte brauchen ſollte. 

Wenn das Reich nicht genügend Geld mehr zum Kriegführen 
bekommen könnte, dann würden wir unſeren Soldaten nicht mehr 
genügend Waffen, Munition und Lebensmittel geben können. 
Die fo in ihrer Wehrhaftigkeit geſchwächten deutſchen Truppen. 
würden dann vom hohnlachenden Feinde niedergeſtampft und 
niedergemetzelt. Die haarſträubende Behandlung der deutſchen 
Gefangenen in Frankreich, das kaltblütige Niedermorden ſolch 
armer Wehrloſer durch Franzoſen und Engländer zeigt ja der 
ganzen Welt, wie die Feinde hauſen würden mit Mord und 
Brand, wenn ſie in unſer Land kämen, wie ſie mit den Soldaten 
umſpringen würden, wenn es ihnen gelänge, über deutſche 
Truppen Herr zu werden. Aber nur dann wäre das möglich, 
wenn wir unſere braven Kämpfer draußen nicht mehr verſehen 
würden mit Waffen und Geſchoſſen Würde wirklich das 
deutſche Volk mit ſeinem Gelde zurückhalten, ſo würde damit 
der Krieg nicht abgekürzt, ſondern gewaltig verlängert, weil 
eben die Bedingungen, die der Feind uns dann ſtellen würde, 
ſo furchtbar drückend, ja erdrückend ſein würden, daß wir ver⸗ 
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nichtet wären, wenn wir fie annehmen müßten. Dann hätte 
England ſein Ziel, die deutſche Induſtrie zu vernichten und 
damit etwa 15 Millionen Menſchen in Deutſchland dem Hunger⸗ 
tode preiszugeben, erreicht. Da aber gegen ein ſolches Los 
vor allem der Arbeiterſtand und der Mittelſtand ſich wehren 
würde und wehren müßte, ſo müßte dem verhängnisvollen Irr⸗ 
tum bezüglich der Kriegsanleihe unbedingt ein Krieg bis aufs 
} Meſſer folgen. Mit feinem ganzen Sein, ſeiner ganzen Zukunft 
müßte das deutſche Volk einen ſolch verhängnisvollen Denk⸗ 
fehler bezahlen. 5 f 
Wenn jemand den Vorſchlag machen würde, es ſollten keine 
neuen Kanonen mehr gemacht werden, den Soldaten ſollte keine 
oder nur ſehr wenig Munition noch geliefert werden, damit der 
ieg raſcher zu Ende ginge, ſo würde man einen ſolchen Men⸗ 
en für einen vollſtändigen Narren erklären. Auch der ein⸗ 
fachſte Soldat würde ſagen: dann ſind wir verloren. Nichts 
anderes aber beſagt das törichte Wort, daß durch das Zeichnen 
von Kriegsanleihe der Krieg verlängert würde. ET 
m Geldmangel wird dieſer Weltkrieg überhaupt nicht zu Ende 
gehen. Frankreich hat mit ſeinen Kriegsanleihen bis jetzt noch 
keine 16 Milliarden neues Geld aufgebracht, und ſelbſt das 
protzige England hat erſt 36½ Milliarden Mark im ganzen 
an Kriegsanleihe zuſtande gebracht (gegen 60 Milliarden in 
Deutſchland). Trotzdem haben auch dieſe Länder den Krieg bis⸗ 
her finanziell durchhalten können, indem ſie eben die gewaltigen 
übrigen Summen auf weniger ſolide Weiſe aufbrachten und 


1 in rieſigem Umfang mit Finanzwechſeln und ſonſtigen ſchwe⸗ 


benden Schulden arbeiteten. Dadurch haben ſie der Welt gezeigt, 
daß man lange Zeit ſich auch ſo behelfen kann. Deutſchland 
macht von ſolchen Witteln nicht Gebrauch, weil es auch mitten 
im Weltkrieg ſtreng ſolide Finanzwirtſchaft treibt. 
Dennoch iſt ein möglichſt guter Ausfall der Anleihe von höchſter 
Bedeutung. Das Ausland erkennt darin den geſchloſſenen Wil⸗ 
len des deutſchen Volkes zum Endſiege. Je größer die Summe, 


welche in einer Kriegsanleihe aufgebracht wird, deſto weniger 


kann England ſeine Verbündeten damit hinhalten, daß es ſagt, 
Deutſchland würde finanziell nicht mehr durchhalten können. 
Ein ſchlechtes Ergebnis der deutſchen Kriegsanleihe würde Eng⸗ 
land dazu benutzt haben, ſeinen ſo oft geſchlagenen Kampfge⸗ 
noſſen neuen Mut zu machen mit der Bemerkung, Deutſchlands 
finanzielle Kräfte gehen zu Ende. In Deutſchland ſelbſt aber 
ſollte dann durch engliſche Agenten die Stimmung verdorben 
werden mit dem gleichen Schlagwort. Auf den Schleichwegen 
dieſes und ähnlicher Schlagworte hat England gehofft, Deutſch⸗ 
land ſchwer zu ſchädigen. Es iſt ihm nicht gelungen. Der 
Sinn des deutſchen Volkes war doch zu geſund. Wer aber 
gedankenlos das Schlagwort vom Nichtzeichnen der Kriegs⸗ 
anleihe nachgeredet hat, hat unbewußt der engliſchen Wühlarbeit 
Vorſchub geleiſtet, hat ſich unbeſoldet geſtellt in den Dienſt der 
Feinde. Das iſt das Traurige an dem ſinnloſen Nachſprechen 
olch unſinniger Behauptungen. 5 5 
ie alle engliſchen Machenſchaften und Anſchläge, ſo iſt 
auch dieſer Verſuch einer Schwächung Deutſchlands auf ſolch 
lichtſcheuem Wege mißlungen. Der Ausfall der ſechſten Kriegs⸗ 
anleihe iſt deſſen Zeugnis. 
Dr. Beuſch⸗M. Gladbach. 


Kinder aufs Land! 


Die Entſendung kränklicher und ſchwächlicher Schulkinder in 
Ferienkolonien gehörte ſchon vor dem Kriege zu den beſonderen 
Aufgaben von Gemeinden und Schulbehörden, die Mittel und 
Wege zur Förderung der Geſundheit der Schuljugend zu fin⸗ 
den wußten. Eine weit umfaſſendere Verſchickung von Kindern 
iſt augenblicklich im Gange. Es handelt ſich um die Unter- 
bringung zahlreicher Kinder aus induſtriellen Gegenden, die 
zurzeit unter der Knappheit der Lebensmittel beſonders zu leiden 
haben, in ländlichen Familien. Bereits während der Sommer⸗ 
ferien des vergangenen Jahres ſind namentlich kirchlicherſeits 
Tauſende von Kindern in ländlichen Gegenden untergebracht 
worden. Wegen der außerordentlichen Bedeutung der Sache 
für die Volksernährung hat nunmehr auch die ſtaatliche Withilfe 
eingeſetzt. Unter dem 1. März d. J. iſt ein gemeinſamer Erlaß 
der drei preußiſchen Winiſterien des Innern, des Unterrichts 
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und der Landwirtſchaft ergangen, der ſich eingehend mit der 
Unterbringung von Stadt⸗ und Induſtriekindern auf dem Lande 
befaßt und die Anregung gibt, Hunderttauſenden von Kindern 
in dieſer Weiſe zu helfen. Es ſoll dadurch den zu Hauſe ge⸗ 
bliebenen im Dienſte des Vaterlandes tätigen Eltern, beſonders 
auch den Vätern an der Front, die bange Sorge um das Wohl⸗ 
ergehen ihrer Kinder genommen und ſo ihre Widerſtandskraft, 
Leiſtungsfähigkeit und Kampfesfreudigkeit gehoben und geſtärkt 
werden. Den Müttern und Schweſtern der Kinder ſoll die 
Möglichkeit gegeben werden, ihre Arbeitskraft noch mehr als 
bisher in den Dienſt des Vaterlandes zu ſtellen, und ſchließ⸗ 
lich ſollen die Städte und Induſtriegegenden von der Ernäh⸗ 
rung der Kinder entlaftet werden. Zur Verfolgung dieſer Ziele 
hat ſich kürzlich in Berlin (W 9, Potsdamer Straße 131 a) 
unter dem Vorſitz des Oberbürgermeiſters Dr. Scholz in Char⸗ 
lottenburg ein Verein „Landaufenthalt für Stadtkinder“ ge⸗ 
bildet. Die Schirmherrſchaft über dieſen Verein, deſſen Auf— 
ruf ſich die Verbände der Kommunalverwaltungen und die 
verſchiedenſten gemeinnützigen Vereine angeſchloſſen haben, hat 
Ihre Majeſtät die Kaiſerin und Königin übernommen. „Richt⸗ 
linien“, die dem erwähnten Erlaß beigegeben ſind, wollen den 
Weg weiſen für die nötige Aufklärung der Bevölkerung, für die 
Feſtſtellung ſowohl der zur Aufnahme von Kindern bereiten länd— 
lichen Familien, als auch der unterzubringenden Kinder, ſowie 
für eine zweckmäßige Verteilung der Kinder. Sehr wichtig iſt 
hierbei die Beſtimmung, daß bei der Verteilung der Kinder 
die weitgehendſte Rückſicht darauf zu nehmen iſt, daß bereits 
beſtehende Beziehungen und getroffene Vereinbarungen zwiſchen 
den ländlichen und induſtriellen Kreiſen oder ſonſtigen Ver⸗ 
einigungen über die Unterbringung der Kinder aus letzteren 
auf dem Lande nicht geſtört oder beeinträchtigt werden. Wich⸗ 
tig deshalb, weil dadurch die äußerſt erfolgreiche Tätigkeit, die 
insbeſondere von den Geiſtlichen beider Konfeſſionen bereits 
eingeleitet war, nicht geſtört wird. — Aus den „Bedingungen“, 
die dem Erlaß ebenfalls beigefügt find, ſei folgendes hervor⸗ 
gehoben: Die Aufnahme der Kinder ſoll möglichſt unentgeltlich 
erfolgen und iſt mindeſtens für vier Monate gedacht. Die auf⸗ 
genommenen Kinder ſind wie die eigenen zu halten. Durch 
geeignete Verſicherung ſoll für Entſchädigung von Unfällen 
und Schäden, die den Kindern zugeſtoßen find, oder von ihnen 
verurſacht werden, geſorgt werden. Die Kinder dürfen zu leichten 
landwirtſchaftlichen Arbeiten verwendet werden. Beſuche der 
Eltern bei ihren Kindern ſind tunlichſt zu vermeiden. Die preu⸗ 
ßiſch⸗heſſiſchen Staatseiſenbahnen haben ſich bereit erklärt, die 
Kinder und ihre Begleiter in der 3. Wagenklaſſe der Eil- und 
Perſonenzüge zum halben Fahrpreis 4. Klaſſe zu befördern. 
Dieſe und ähnliche Koſten ſollen die Eltern tragen. Zur Be⸗ 
ſchulung der Kinder hat inzwiſchen der preußiſche Unterrichts⸗ 
miniſter in einem Erlaß vom 12. März Stellung genommen. 
Die beteiligten Behörden und ſonſtigen leitenden Stellen ſowie 
die hauptſächlich mit der Aufklärungs⸗ und Werbearbeit be⸗ 
faßte Geiſtlichkeit und Lehrerſchaft entfalten bereits die eifrigſte 
Tätigkeit. Die Verſchickung der Kinder hat ſchon in großem 
Umfang begonnen, wobei die Grenzen des preußiſchen Staates 
überſchritten werden konnten. Möge das ſoziale Werk, deſſen 
Durchführung gerade im gegenwärtigen Augenblicke bei der 
auch auf dem Lande bereits eingetretenen größeren Knappheit 
der Lebensmittel an die Opferwilligkeit der ländlichen Familien 
mancherlei Anforderungen ſtellt, auch ſeinerſeits beitragen zum 
Durchhalten in den zur en drängenden, hoffentlich 
letzten Monaten dieſes furchtbaren Völkerringens. 

Geheimer Regierungsrat Dr. Körnig⸗Münſter. 


Mehrleiſtungen der Allgemeinen Ortskranken- 
kaſſe der Stadt Berlin während des Krieges. 


Das Kriegsnotgeſetz vom 4. Auguſt 1914 brachte den deutſchen 
Krankenkaſſen nicht nur eine Erhöhung der Beiträge auf 4½0 
des Grundlohnes und durch die Herabſetzung der Kranken⸗ 
unterſtützung auf die Regelleiſtungen eine erhebliche Schmäle⸗ 
rung für die zu unterſtützenden Kranken, ſondern als ſchwerſte 
Maßregel die Aufhebung der Verſicherungspflicht der Haus⸗ 
8 gewerbtreibenden. Da die erſten Kriegsmonate ſehr raſch den 
Beweis lieferten, daß die für den Beſtand der Krankenkaſſen 
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gehegten Befürchtungen nicht eintraten, hat der Kaſſenvorſtand 
bereits im Herbſt 1914 die Zahlung des Krankengeldes und 
des Hausgeldes auch an Sonn⸗ und Feſttagen für diejenigen 
Mitglieder wieder eingeführt, welche länger als ſechs Monate 
der Kaſſe angehörten; außerdem wurde das Sterbegeld wieder 
auf den dreißigfachen Betrag des Grundlohns, mindeſtens aber 
auf 50 Mark erhöht. Es wurde dann von der im Notgeſetz ent⸗ 
haltenen Erlaubnis Gebrauch gemacht und die Wiedereinfüh⸗ 
rung der hausgewerblichen Krankenverſicherung bei dem König⸗ 
lichen Oberverſicherungsamt beantragt. Die Stadtgemeinde hatte 
ſich dieſem Antrage angeſchloſſen, und es erfolgte deſſen Ge⸗ 
nehmigung ſo raſch, daß die Wiedereinführung bereits mit dem 
1. Februar 1915 in Kraft treten konnte. Damit waren gerade 
dem Teil der werktätigen Bevölkerung die Wohltaten der 
Krankenverſicherung wieder zugänglich gemacht, welcher der— 
ſelben am nötigſten bedurfte. Die Beſtimmungen des neuen 
Ortsſtatuts brachten ſowohl den Arbeitgebern wie den Ver— 
ſicherten erhebliche Erleichterungen gegenüber den bis zum 
Kriegsausbruch geltenden geſetzlichen Vorſchriften. 

Im Jahre 1916 wurde dann denjenigen Witgliedern, welche 
bei Beginn der Erkrankung eine ſechsmonatliche Wartezeit zu⸗ 
rückgelegt haben, gewährt: 

a) Verheirateten, denen von der Kaſſe Krankenhauspflege ge⸗ 
währt iſt, und die bisher Angehörige von ihrem Arbeitsverdienſt 
ganz oder überwiegend unterhalten haben, ein Hausgeld im 
Betrage des vollen Krankengeldes; 

b) Sterbegeld beim Tode des Ehegatten eines Witgliedes oder 
eines Kindes unter 15 Jahren. Das Sterbegeld wird für den 
Ehegatten auf die Hälfte, für ein Kind bis zu vier Jahren 
auf ein Achtel, darüber auf ein Viertel des im 8 32 feſt⸗ 
geſetzten Mitgliederſterbegeldes bemeſſen und um den Betrag 
des Sterbegeldes gekürzt, auf das der Verſtorbene ſelbſt ge- 
ſetzlich verſichert war. 

Sind beide Ehegatten Mitglieder der Kaſſe, jo wird das Sterbe— 
geld für ein Kind nur einmal gewährt. 

Gehören die Ehegatten verſchiedenen Kaſſen an, die Familien- 
hilfe gewähren, fo wird bei dem Tode eines Kindes Sterbegeld 
nur gezahlt, wenn das Witglied, welches der Allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe der Stadt Berlin angehört, den Unterhalt für die 
Familie ganz oder überwiegend beſtritten hat. 

Ebenſo wurde der Vorſtand wieder in den Stand geſetzt, 

a) größere Heilmittel bis zum Höchſtbetrage von 50 oder einen 
Zuſchuß bis zu dieſer Höhe, 

b) Hilfsmittel gegen Verunſtaltung und Verkrüppelung, die nach 
beendigtem Heilverfahren nötig ſind, um die Arbeitsfähigkeit 
des Kaſſenmitgliedes herzuſtellen oder zu erhalten, bis zum 
Höchſtbetrage von 100 „A oder einen Zuſchuß bis zu dieſer Höhe 
zu gewähren. Im gleichen Umfange wurden auch die Leiſtungen 
für die Hausgewerbtreibenden wieder erhöht. 

Im Spätherbst des vorigen Jahres hat die Verwaltung dann 
durch eine Umfrage bei den Kaſſenärzten die ſchädigende Wir⸗ 
kung der mangelnden Ernährung bei den verſchiedenſten Kranken 
feſtgeſtellt, und iſt im Januar d. 38. dazu übergegangen, den⸗ 
jenigen Kranken, bei welchen der Kaſſenarzt Gewährung von 
Mittagskoſt aus den Waſſenſpeiſungsanſtalten zur Kräftigung 
für angebracht hält, dieſe Koſt aus Kaſſenmitteln zu gewähren. 
Vor wenigen Wochen hat der Ausſchuß auf Antrag des Kaſſen⸗ 
vorſtandes weiter beſchloſſen, den erwerbsunfähigen Kranken 
während der Dauer des Krieges einen täglichen Zuſchuß von 
20 Pfennig vom vierten Krankheitstage ab zu bewilligen. Dauert 
die Erwerbsunfähigkeit länger als vier Wochen, ſo tritt ein 
Zuſchuß von weiteren 10 Pfennig ein. In der gleichen Aus⸗ 
ſchußſitzung wurde der Beſchluß gefaßt, Schwangeren, die der 
Kaſſe mindeſtens ſechs Monate angehören, wenn ſie infolge der 
Schwangerſchaft erwerbsunfähig werden, ein Schwangerengeld 
in Höhe des Krankengeldes bis zur Geſamtdauer von ſechs 
Wochen zu gewähren. 


Dieſe letzten Beſchlüſſe unterliegen noch der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. 


Bereits bei Kriegsbeginn hat der Vorſtand die Lungenheilſtätte 
der Kaſſe im Stadtforſt Müllroſe, Reg.⸗Bez. Frankfurt a. O, 


der MWilitärbehörde zur Verfügung geſtellt; es werden dort feit 
Herbſt 1914 ſtändig 100110 lungenkranke Soldaten verpflegt. 
Die Kaſſe zählte am 


männl. weibl. Witglieder 
1. Januar 1915 161 490 215 480 
1. Januar 1916 131387 268 628 
1. Januar 1917 118 901 274 600 


Die Bedeutung des Aufenthaltswechſels 
für die Familienunterſtützung. 


Schon manche Kriegsteilnehmerfamilie iſt vorübergehend oder 
für längere Zeit in große Not gekommen, dadurch, daß ſie ſich 
über die Bedeutung des Aufenthaltswechſels für die Familien⸗ 
unterſtützung nicht im klaren war. 


Zur Zahlung der Familienunterſtützung iſt ein für allemal 


derjenige Lieferungsverband verpflichtet, innerhalb deſſen Be⸗ 
zirk die Familie zu Beginn ihrer Anterſtützungsberechtigung 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Verzieht nun eine Familie 
in den Bezirk eines anderen Lieferungsverbandes, ſo muß der 
erſte Lieferungsverband, vorausgeſetzt, daß die Bedürftigkeit auch 
weiterhin beſteht, weiter zahlen. Wenn berechtigte und drin⸗ 
gende Gründe für den Fortzug ſprechen, jo muß der erſte 
Lieferungsverband die Familienunterſtützung den perſönlichen 
und örtlichen Verhältniſſen des neuen Aufenthaltsortes ent⸗ 
ſprechend feſtſetzen. a 
Jede unterſtützte Kriegerfamilie, die aus dem Bezirke ihres 
zuſtändigen Lieferungsverbandes verziehen will, müßte ſich dar“ 


um zunäachſt an die in Betracht kommende Behörde wenden mit 


der Anfrage, ob die von ihr für den Fortzug geltend gemachten 
Gründe als berechtigt und dringend anerkannt werden, ſo daß 
die Familienunterſtützung in derſelben Höhe weitergezahlt wird. 
Iſt die Familie vollſtändig auf die Familienunterſtützung an⸗ 


gewieſen, ſo empfiehlt es ſich, an dem Orte zu verbleiben, wenn 


die betreffende Behörde den Fortzug nicht gutheißt, da ſonſt 
eventuell nur die Reichsunterſtützung weitergewährt wird, und 
der betreffenden Familie die Wohltaten der faſt an ſämtlichen 
Orten beſtehenden ergänzenden Fürſorge nicht zuteil werden. 
Nach den neueſten Entſcheidungen werden ſolche Familien, die 
ohne berechtigte und dringende Gründe verzogen ſind, an dem 
neuen Aufenthaltsorte, ſofern ſie mit der gewährten Unter⸗ 
ſtützung nicht auskommen können, von der Armenverwaltung 
und nach armenrechtlichen Geſichtspunkten unterſtützt. 3 
Beſonders häufig kommt es vor, daß Frauen aus Landgemein- 
den, denen nur die Reichsunterſtützung oder nur geringe Ge⸗ 
meindezuſchüſſe gewährt werden, in Großſtädte, die beſonders 
hohe Familienunterſtützungen zahlen, verziehen, in der Hoff⸗ 
nung, daß ſie dann von der Großſtadt die hohe Familienunter⸗ 
ſtützung erhalten werden. Da die Großſtadt jedoch nicht für 
ſie eintritt, und die Armenverwaltungen ihnen nur ſehr geringe 
Beihilfen gewährt, kommen dieſe Familien meiſtens in die 
größte Not. 

Es iſt dieſen Familien nur zu raten, an den urſprünglichen Auf⸗ 
enthaltsort zurückzukehren, da der zuſtändige Lieferungsverband 
dann wieder für ſie ſorgen muß. Sobald die Familie erklärt, 
zurückkehren zu wollen, iſt der zuſtändige Lieferungsverband 
verpflichtet, ihr die Koſten der Rückreiſe bzw. des Rücktrans⸗ 


portes zu gewähren. 
Dr. Egbert Baumann-Altona- 
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